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Einführung einer Gebühr für die dezentrale Entsorgung von Fäkalwasser aus abflusslo-

sen Sammelgruben – Fragen aus der Verbandsversammlung vom 18.11.2020  

 

1. Warum können die Gebührenzuschläge als Bestandteile einer Gebühr für die dezent-

rale Entsorgung nicht auch bei einer Einheitsgebühr aus zentraler und dezentraler Ent-

sorgung festgesetzt werden? 

 

Eine Gebühr ist ein Entgelt, welches für die tatsächliche Inanspruchnahme einer öffentlichen 

Einrichtung erhoben wird. Dabei sind in der Gebühr die Kosten enthalten, die durch die Inan-

spruchnahme und die damit verbundene Leistung entstehen. 

 

Der WAZV betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Schmutzwasserentsorgung. Er hat im 

Rahmen der Schmutzwasserentsorgung die Aufgabe, das Schmutzwasser abzuleiten und zu 

behandeln. Die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung unterscheidet sich hier in den 

Formen der zentralen und der dezentralen Inanspruchnahme. Entsprechend unterscheiden sich 

auch die Kosten. 

 

Gebühren müssen nach Kosten entsprechend kalkuliert werden. Das bedeutet, dass solche 

Kosten, die nur einer Gruppe zugerechnet werden können, auch nur gegenüber dieser Gruppe 

zu kalkulieren und festzusetzen sind. Vorliegend gibt es zwei Nutzergruppen, die zentralen 

und die dezentralen Nutzer. 

 

Demnach besteht seit jeher das Gebot, die Kosten gruppenrecht auf die Nutzergruppen zu ver-

teilen und damit konkret auch für die Gruppe der dezentralen Nutzer eine eigene Gebühr zu 

kalkulieren. 

 

Im Abgabenrecht gilt jedoch auch der Typisierungsgrundsatz. Dieser stellt eine Ausnahme 

vom Gebot der gruppengerechten Kostenzuordnung dar. 

 

Hiernach können zwei unterschiedliche Typen zu einem Typ zusammengefasst werden, wenn 

der eine Typ im Verhältnis zum anderen Typ nicht besonders ins Gewicht fällt. So ist es hin-

sichtlich der Schmutzwasserkunden im WAZV. Die Anzahl der dezentralen Kunden liegt im 

Verhältnis zur Anzahl der zentralen Kunden bei einem Prozent. 

 

Deshalb ist der WAZV rechtlich nicht gezwungen, die Kosten gruppengerecht zuzuordnen 

und kann eine Einheitsgebühr festlegen. 

 

Mit den Gebührenzuschlägen, die neu in die Satzung eingefügt werden sollen, wird jedoch 

nur die Gruppe der dezentralen Nutzer belastet, denn es handelt sich um Kosten, die nur in 

dieser Gruppe der Nutzer entstehen. Durch die Einheitsgebühr ist diese Gruppe aber abgaben-

rechtlich nicht separiert. Aufgrund der fehlenden Typisierung gibt es nur die Einheitsgruppe. 

 

Die zusätzlichen Gebühren gehören zu einem Nutzungstatbestand, der sich nur auf die eine 

Gruppe bezieht. Um die zusätzlich in Anspruch genommene Nutzung auch in Form einer Ge-

bühr festsetzen zu können, muss daher zunächst der Grundtatbestand der dezentralen Nutzung 

geschaffen werden. 
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Der Grundtatbestand der dezentralen Schmutzwasserentsorgung beinhaltet nach der vorgeleg-

ten Änderungssatzung die Abfuhr von Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben als 

auch für Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen von bis zu 10 m Schlauchlänge. Alles darüber 

hinaus ist eine Nutzung, für die dann gegenüber dem einzelnen Nutzer die konkrete Zusatzge-

bühr festgesetzt wird. Damit wird dem Gebot einer gerechten Zuordnung von Kosten Rech-

nung getragen. 

 

Der WAZV kann die im Bereich der dezentralen Entsorgung entstehenden zusätzlichen Kos-

ten demnach nicht festsetzen, wenn er in seiner Satzung nur eine Einheitsgebühr festgelegt 

hat. 

 

 

2. Wie kann bei Verbrauchsstellen, die einem festen Wohnsitz dienen, die Belastung mit 

Gebühren verringert werden? Kann eine Entlastung durch eine Härtefallregelung erfol-

gen? 

 

(Beschlusstext DS 39/2020: „Für Wohnhäuser mit erstem Wohnsitz und dezentraler Entsor-

gung wird bis zum 16.12.2020 eine Härtefallregelung erarbeitet.“) 

 

Gebühren sind Abgaben, die nach dem Kommunalabgabengesetz des Landes Brandenburg zu 

kalkulieren sind (§ 6 KAG). Dabei gelten durch Verweise auch die Regelungen der Abgaben-

ordnung des Bundes. 

 

Wie zuvor erläutert müssen Abgaben gegenüber den Nutzern einer Einrichtung entsprechend 

der Kosten kalkuliert werden. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass Nutzergruppen sich nur 

in der Art und Weise der Kosten unterscheiden. Das Merkmal „fester Wohnsitz“ ist jedoch 

kein Merkmal, dass hinsichtlich der Kosten relevant ist. Ob eine Person an einem Ort dauer-

haft wohnt oder nicht, ist für die Kosten unerheblich.  

 

Grundsätzlich kann der Träger einer Einrichtung auch Nutzergruppen zusammenfassen oder 

trennen, wie es für ihn aus technischen oder auch aus wirtschaftlichen Gründen sinnvoll er-

scheint. Würde man hier im Bereich der Nutzergruppe der dezentralen Entsorgung das Merk-

mal des „festen Wohnsitzes“ als Grundlage für eine neue Nutzergruppe schaffen, so würden 

zwei Gruppen im Bereich der dezentralen Gebühr entstehen. Für die Kalkulation der Gebühr 

dieser neuen Gruppe gelten jedoch die gleichen Grundlagen nach dem KAG, wie für alle Ge-

bühren. Diese Gebühr würde sich daher nicht wesentlich von der bisher kalkulierten Gebühr 

für die dezentrale Entsorgung unterscheiden. Allein die Separierung dieser Nutzer führt also 

nicht zu einer Entlastung. 

 

Ein Abschlag oder eine Gutschrift auf eine zu kalkulierende Abgabe ist rechtlich in pauscha-

ler Form nicht möglich, denn dies würde dem Gebot der Kostendeckung widersprechen. Der 

WAZV muss die Kosten, die ihm für die Entsorgung entstehen, an den Kunden in Form einer 

kalkulierten Gebühr weitergeben.  
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Formen der Entlastung von Gebührenschuldnern finden sich in der Abgabenordnung (AO), 

insbesondere auch in § 227 AO. Danach können Ansprüche aus dem Benutzungsverhältnis 

ganz oder zum Teil erlassen werden, wenn deren Einziehung nach Lage des einzelnen Falls 

unbillig wäre. 

 

Die Formen der Entlastung von Gebührenschuldnern sind jedoch Ermessensentscheidungen, 

die eine individuelle Schwere der Belastung mit der Abgabe in sachlicher oder persönlicher 

Hinsicht voraussetzen. Das bedeutet, dass der Gebührenschuldner durch die Abgabe so be-

schwert sein muss, dass er diese beispielsweise aus seinem Einkommen nicht aufbringen 

kann. Um eine solche Entscheidung treffen zu können, ist es notwendig, dass der Gebühren-

schuldner die Belastung individuell nachweist. 

Ein Härtefall ist immer ein Einzelfall. Daher ist beispielsweise der Erlass einer Abgabe aus 

Gründen eines Härtefalls immer eine Einzelfallentscheidung, also ein einzelner Abwägungs-

vorgang der Behörde.  

 

In einer Norm, wie hier in einer Satzung, können daher nicht pauschal Kriterien festgelegt 

werden, nach denen eine Härtefallsituation besteht, die zu einem Erlass einer Abgabe führen 

würden. Insoweit könnte in der Satzung nur auf die ohnehin geltenden Vorschriften der Abga-

benordnung verwiesen werden und grundsätzlich formuliert werden, was für jedes öffentlich-

rechtliches Handeln gilt. Dieses Handeln muss in jedem Fall verhältnismäßig sein. 

 

Die Frage einer Härtefallregelung ist auch noch einmal von Herrn Rechtsanwalt Ernst über-

prüft worden. Er hat insbesondere mitgeteilt, dass „eine solche Formulierung bei einer ge-

richtlichen Überprüfung sogar den Eindruck erwecken könnte, dass bei der Gebührenerhe-

bung das Äquivalenzprinzip, das Kostendeckungsprinzip und die Anwendung des Gleichheits-

satzes sowie die Pflicht zur gleichmäßigen Abgabenerhebung nach § 85 Satz 1 AO durch An-

wendung einer Art „Einzelfallgerechtigkeit“ nach Empfinden ausgehebelt werden könnten. 

Eine sehr strenge Bewertung durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit könnte u.U. zur Nichtig-

keit der (Gebühren-) Satzung führen. 

Vorliegend hat sich der WAZV „Der Teltow“ mit der Satzungsänderung dafür entschieden, 

für die Benutzung seiner öffentlichen Einrichtungen zur Schmutzwasserbeseitigung Gebühren 

zu erheben. Dass die Gebührenerhebung ein zwar nach der Satzung mögliches, aber vom 

Satzungsgeber nicht gewolltes Ergebnis der Satzung ist, dürfte sich in einer gerichtlichen 

Auseinandersetzung kaum begründen lassen.  

Bei tatsächlichen Sozialfällen ist die Prüfung eines Erlasses von Benutzungsgebühren auch 

ohne ausdrückliche Regelung in der Satzung ohne weiteres möglich. Von der Regelung einer 

individuellen Härtefallregelung für die o.g. Grundstücke wird aus anwaltlicher Sicht und Vor-

sorge nachhaltig abgeraten.“ 


